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Kameragestützte Fernüberwachung auf Fangschiffen zur Kontrolle
der Anlandeverpflichtung in der Fischereiwirtschaft

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Mit der 2013 reformierten Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) der Europäi-
schen Union (EU) wurde eine sogenannte Anlandeverpflichtung beschlossen. 
Sie wurde erstmals 2015 für die Ostsee und seit 2016 schrittweise auch für die 
Nordsee eingeführt. Seit dem 1. Januar 2019 gilt sie flächendeckend in allen 
EU-Gewässern und verpflichtet die Fischerei zur Anlandung aller Fänge quo-
tierter Arten, die kleiner sind als die jeweilige Mindestreferenzgröße zum Be-
standserhalt. Diese der Fischerei wenig bis keinen Profit bringenden, uner-
wünschten Fisch-beifänge wurden vormals tot oder sterbend über Bord gewor-
fen. Sie müssen nun mit der festgelegten Fangquote verrechnet werden. Ziel 
des Gesetzes ist es, den Fang untermaßiger Fische zu reduzieren, um Fischbe-
stände und Umwelt zu schonen und die Verschwendung von Ressourcen zu 
beenden. Die Anlandeverpflichtung soll damit einen zentralen Beitrag zur Er-
reichung internationaler Naturschutzziele leisten wie beispielsweise der Ver-
pflichtung Deutschlands, im Rahmen des Übereinkommens für biologische 
Vielfalt (CBD) bis zum Jahr 2020 die Überfischung zu beenden.

Die Realität auf See sieht aus Sicht der Fragestellenden derzeit anders aus. 
Selektive Fangmethoden, die unerwünschten Beifang verringern, werden 
kaum eingesetzt (www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinfor
mation/Meeresschutz/Broschuere_LebendigeNordsee.pdf). Auch wird die 
Umsetzung der Anlandeverpflichtung auf See nur unzureichend kontrolliert. 
Nur 0,7 Prozent der deutschen Fangreisen in der Nordsee und 1,5 Prozent der 
deutschen Fangreisen in der Ostsee werden demnach kontrolliert (vgl. Bun-
destagsdrucksache 18/10814). Es zeigte sich ebenso, dass die Fischerei der 
Verpflichtung zur Dokumentation untermaßiger Fänge in ihren Logbüchern 
nicht ausreichend nachkommt (vgl. Bundestagsdrucksache 18/12096). Gleich-
zeitig wurden von den derzeit zur Verfügung stehenden Kontrollmechanismen 
keine Verstöße der deutschen Fischerei registriert (vgl. Bundestagsdrucksache 
18/12096).
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Der Wissenschafts-, Technik- und Wirtschaftsausschuss für Fischerei der EU 
(STECF) wies bereits 2018 darauf hin, dass die Anlandeverpflichtung nicht 
ausreichend kontrolliert wird (https://stecf.jrc.ec.europa.eu/c/document_libra
ry/get_file?uuid=91be62f0-3aa7-4151-8a0c-b595444a8458&groupId=43805). 
Laut EU-Kommission sind unabhängige Forschung, Audits der Kontrollsyste-
me der Mitgliedstaaten und innovative Projekte der Europäischen Fischerei-
Kontrollaufsicht (European Fisheries Control Agency-EFCA) zusammen mit 
Kontrollbehörden der Mitgliedstaaten notwendig, um eine generelle Nichtein-
haltung der Anlandeverpflichtung und weitverbreitete illegale und nicht doku-
mentierte Rückwürfe zu bekämpfen (www.nwwac.org/_fileupload/Correspon
dence/Year%2013/SCIPs-Stakeholders%27%20consultation.pdf). Es steht zu 
befürchten, dass auch in Deutschland dem Anlandegebot in relevantem Um-
fang nicht nachgekommen wird und es darüber hinaus derzeit auch noch kei-
nen adäquaten Kontrollmechanismus gibt, der die Umsetzung sowohl begüns-
tigt als auch überwachen kann. Die Nichteinhaltung des Anlandegebots bei 
gleichzeitiger Abwesenheit von Kontrolle auf See bedroht die Fischbestände, 
die Fischerei und führt dazu, dass illegal gefangener Fisch bei den Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern auf dem Teller landet.

Um die Einhaltung von Fischerei Ge- und Verboten einzuhalten, gehen andere 
Regierungen weltweit voran und machen sich technologische Innovationen 
zunutze. Kameragestützte Fernüberwachung (remote electronic monitoring – 
REM) hat sich international in vielen Fischereien als sehr gute Methode er-
wiesen, um eine Anlandeverpflichtung zu kontrollieren. In Kanada, Australien 
und den USA werden in unterschiedlichen Fischereien Fernüberwachungssys-
teme auf Fischereifahrzeugen bereits erfolgreich eingesetzt (https://acade
mic.oup.com/icesjms/article/68/8/1621/749488/; www.fish.wa.gov.au/
Documents/research_reports/frr221.pdf und http://eminformation.com/wp-
content/uploads/2018/08/Current-State-of-Electronic-Monitoirng-in-the-
United-States.pdf). Trotz dieser Erfolge steht die Bundesregierung der Einfüh-
rung von kamerabasierten, elektronischen Fernüberwachungssystemen in der 
Fischerei skeptisch gegenüber (vgl. Bundestagsdrucksache 18/10814 und vgl. 
Bundestagsdrucksache 18/12096).

Über die nachweislichen Vorteile autonomer REM-Systeme gegenüber kon-
ventionellen Fischereikontrollmethoden hinaus, kann REM aus Sicht der 
Fragestellenden darüber hinaus wertvolle Daten für die wissenschaftliche Be-
standsschätzung liefern. Videoaufzeichnungen können zur Abschätzung der 
Fangzusammensetzung wie auch zur Mengenbestimmung von unerwünschten 
Beifängen genutzt werden. Die Methode liefert so verlässliche Daten, die ent-
scheidend zur Zuverlässigkeit von wissenschaftlichen Bestandsschätzungen 
beitragen können. Diese sind wiederum ein zentraler Baustein für die Auf-
stellung von wissenschaftsbasierten Fangquoten und damit die Basis eines 
nachhaltigen Fischereimanagements. Wenn das Ziel der GFP erreicht werden 
soll, dass sich die Fischbestände der EU auf ein nachhaltiges Niveau erholen 
sollen, so sind präzise Kenntnis der fischereilichen Sterblichkeit, belastbare 
Bestandsschätzung und nachhaltig festgesetzte Fangquoten unerlässlich 
(www.deutscher - f i schere i -verband .de /downloads /Pressemi t te i
lung_29.05.2019.pdf).

Auch die ökonomischen Kosten für die Installation von REM-Systemen sind 
nachweislich gering. Die Anschaffung wird zu 90 Prozent aus dem Europä-
ischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) subventioniert (www.efca.euro
pa.eu/sites/default/files/Technical%20guidelines%20and%20specificati
ons%20for%20the%20implementation%20of%20Remote%20Electro
nic%20Monitoring%20%28REM%29%20in%20EU%20fisheries.pdf). Neben 
technischen und monetären Aspekten gibt es auch relevante Erwägungen zu 
Datenschutz und einheitlichen Wettbewerbsbedingungen. Derzeit arbeitet die 
EU-Kommission auf eine Neufassung der Kontrollverordnung („Refit“) hin. 
Im Rahmen dieser Verordnung wird darüber entschieden, ob REM verpflich-
tend für die bzw. Teile der Europäischen Fischfangflotte eingeführt wird, um 
eine Kontrollierbarkeit der Umsetzung der Anlandeverpflichtung zu gewähr-
leisten.
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 1. Kann die Bundesregierung auf Basis des derzeitigen Kontrollregimes und 
den zur Verfügung stehenden Kontrollmaßnahmen und -methoden deut-
scher Fischereikontrolle ausschließen, dass die geltende Anlandever-
pflichtung auf See durch die deutsche Fischfangflotte in Nord- und Ost-
see in signifikantem Ausmaß nicht umgesetzt, Verstöße von Seekontrol-
len nicht erfasst und entsprechend nicht geahndet werden können?

Welche Schlussfolgerungen zieht sie daraus?

In der EU-Fischereikontrolle stellt seit Einführung der Anlandepflicht das Kon-
zept der sog. Letzter Hol-Inspektionen ein wesentliches Instrument dar, um 
reale Beifangraten zu ermitteln. Bei Letzter Hol-Inspektionen wird die Fangzu-
sammensetzung durch Einholen des Netzes in Anwesenheit von Inspektoren 
festgestellt. Bei der Betrachtung längerer Zeitreihen zeigt sich ein leichter 
Trend zur Annäherung der realen Letzter Hol-Daten an die in den Logbüchern 
registrierten Fangdaten. Dessen ungeachtet sind aus Sicht der Bundesregierung 
dennoch weitere Kontrollmaßnahmen und -methoden geboten, um die Einhal-
tung der Anlandepflicht effektiver zu überwachen.
Hier setzt sich die Bundesregierung auch bei den Diskussionen zur Revision 
der EU-Kontrollverordnung dafür ein, dass moderne elektronische Kontroll-
instrumente genutzt werden.

 2. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Menge der wissen-
schaftlich geschätzten Rückwürfe auf Basis der neuesten Erhebungen der 
deutschen Flottensegmente

a) für das passive demersale Flottensegment,

b) für das aktive demersale Flottensegment,

c) für das passive pelagische Flottensegment,

d) für das aktive pelagische Flottensegment

(um Aufschlüsselung und tabellarische Darstellung der Antworten 
zu 2 a bis d nach Nord- und Ostsee und den Größenklassen <8 m,
8–12 m, 12–15 m, 15–18 m, 18–24 m, und >24 m wird gebeten)?

Die u. a. wissenschaftlichen Abschätzungen der Rückwürfe, bzw. der uner-
wünschten Beifänge basieren auf Beprobungen kommerzieller Fischereien im 
Rahmen des Datenerhebungsprogramms für den Fischereisektor der EU „Data 
Collection Framework“ (DCF). Es handelt sich um stichprobenhafte Unter-
suchungen einzelner Fangreisen. Im Mittel werden weniger als 2 Prozent der 
Fangmengen innerhalb einer Fischerei beprobt. Die wissenschaftlichen Ab-
schätzungen stellen deshalb Hochrechnungen dar und sind mit Unsicherheiten 
behaftet, die sich aus der Annahme ergeben, dass Fangmuster nicht stark zwi-
schen beprobten und nicht-beprobten Reisen variieren und die beobachteten 
Discardraten repräsentativ für eine gesamte Fischerei sind.
Die folgenden Tabellen mit entsprechenden Hochrechnungen beziehen sich auf 
Rückwürfe bzw. unerwünschte Beifänge quotierter Arten bzw. quotierter Be-
stände basierend auf 2018 als dem jüngsten Jahr mit vollständigen Daten, auf 
denen die Anlandepflicht zukünftig Anwendung finden wird (Rückwürfe) bzw. 
bereits schon Anwendung findet (unerwünschte Beifänge). Im Jahr 2018 war in 
der Nordsee die Anlandepflicht noch nicht für alle Fischereien und Arten ein-
geführt und es gibt darüber hinaus für einige Fischereien Ausnahmeregelungen 
von der Anlandepflicht, die bestimmte Rückwürfe auch weiterhin erlauben.
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Tabelle 1 stellt die hochgerechneten Anteile unerwünschter Beifänge für die 
Ostsee dar. Unerwünschte Beifänge in der Ostsee werden standardmäßig für die 
„aktive Fischerei“ und „passive Fischerei“ hochgerechnet. Da die passive Fi-
scherei grundsätzlich von kleineren Fahrzeugen als die aktive Fischerei durch-
geführt wird, erübrigt sich eine weitere Differenzierung nach Schiffsgrößen-
klassen.
Tabelle 2 stellt die hochgerechneten Rückwürfe für die wichtigsten deutschen 
Fischereien in der Nordsee dar. Die Abschätzungen für die aktiven demersalen 
Fischereien wurden zusätzlich nach den wichtigsten Zielartgemeinschaften un-
terteilt, da sich die Rückwürfe je nach Fischerei stark unterscheiden. Für die 
deutschen passiven, demersalen Fischereien in der Nordsee liegen keine Rück-
wurfdaten vor, da das EU-Datenerhebungsprogramm nur für die wichtigsten 
nationalen Fischereien Beifangproben vorsehen. Aus dem gleichen Grund gibt 
es keine Abschätzungen für die demersale, gemischte Kaisergranat- und Schol-
lenfischerei. Eine deutsche passive, pelagische Fischerei gibt es nicht.
Tabelle 1. Hochgerechnete unerwünschte Beifänge im Jahr 2018 für die demer-
salen, von Deutschland genutzten quotierten Fischbestände in der Ostsee.

Fischbestand Ostseegebiet aktive Fischerei
(Fahrzeug 10–<24m)

passive Fischerei
(Fahrzeug <12m)

ICES
Subdivision 

(SD)*

Beifang
Gesamt (t)

2018

Anteil (%)
am Gesamt-

fang

Beifang
Gesamt (t)

2018

Anteil (%)
am Gesamt-

fang
Dorsch West SD22 18 3 % 5 1 %
(SD22-24) SD24 24 11 % 1 2 %
Dorsch Ost SD25 66 26 % Keine Beprobung, da Fänge 

<0.5t/Jahr
(SD25-32) SD26 10 18 % Keine Fischerei

Scholle West SD22 189 18 % 20 8 %
(SD22-23)
Scholle Ost SD24 42 11 % < 0.01 < 1 %
(SD24-32) SD25 12 85 % Keine Fischerei

In den pelagischen Fischereien der Ostsee, sowohl aktiv als auch passiv, fallen 
keine Rückwürfe an, da stets der Gesamtfang angelandet wird.
* ICES = Internationale Rat für Meeresforschung, Subdivision = Untergebiet 
(Teil eines Fanggebietes)
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Tabelle 2: Rückwürfe quotierter Arten im Jahr 2018 für deutsche Fischereien in 
der Nordsee und Anteile der Rückwürfe an den Gesamtanlandungen der Ziel-
arten nach Flottensegmenten.

 3. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Gesamtanlande-
menge von Fängen quotierter und unter die Anlandeverpflichtung fallen-
der Arten deutscher Fangschiffe in der Ostsee seit 2017 (um tabellarische 
Auflistung nach Jahren, Seegebieten und Flottensegmenten wie in Fra-
ge 2 wird gebeten)?

Es wird auf die drei Anhänge zu dieser Frage verwiesen. Die Angaben zu den 
Fängen sind in Kilogramm. Für das Jahr 2019 sind die Daten bis Anfang No-
vember enthalten.

 4. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Gesamtanlandemen-
ge von quotierten, untermaßigen und unter die Anlandeverpflichtung fal-
lenden Fängen deutscher Fangschiffe in der Ostsee seit 2017 (um tabella-
rische Auflistung nach Jahren, Seegebieten und Flottensegmenten wie in 
Frage 2 wird gebeten)?

Es wird auf den Anhang zu dieser Frage verwiesen. Die Angaben zu den Fän-
gen sind in Kilogramm. Für das Jahr 2019 sind die Daten bis Anfang Novem-
ber enthalten.
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 5. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der Fang-
schiffe, die Anzahl der Fangreisen, die Menge der zugeteilten Quote und 
die Gesamtfangmenge

a) für das passive demersale Flottensegment

b) für das aktive demersale Flottensegment

c) für das passive pelagische Flottensegment

d) für das aktive pelagische Flottensegment

(um Aufschlüsselung und tabellarische Darstellung der Antworten 
zu 5 a bis d nach Nord- und Ostsee und den Größenklassen <8 m,
8–12 m, 12–15 m, 15–18 m, 18–24 m, und >24 m wird gebeten)?

Es wird auf die sechs Anhänge zu dieser Frage verwiesen. Die Angaben zu den 
Quoten sind in Tonnen und zu den Fängen in Kilogramm. Für das Jahr 2019 
sind die Daten bis Anfang November enthalten.
Die Aufschlüsselung der Menge der zugeteilten Quoten erfolgte dabei nach Be-
standsgebieten, den Größenklassen der Fahrzeuge und ob es sich um demersale 
oder pelagische Fischereien handelt. Die Zuteilung der Fangmengen durch die 
zuständige Behörde bzw. Erzeugerorganisationen erfolgt nach Beständen. Es 
werden demnach bestimmte Fischarten für bestimmte Gebiete zugeteilt. Eine 
Vorgabe dahingehend, dass diese mit aktivem oder passivem Fanggerät zu be-
fischen sind, gibt es nicht. Dementsprechend ist eine Aufschlüsselung bei der 
Menge der zugeteilten Quoten in aktive oder passive Flottensegmente nicht 
möglich. In den Tabellen wurden zur Nordsee alle Bestände gerechnet, die ge-
mäß Art. 1 der Verordnung (EU) 2018/2035 die Gebiete 2 a, 3 a und 4 in EU-
Gewässern beinhalten.
Grundsätzlich wurden Zuordnungen zu einzelnen Segmenten nur vorgenom-
men, wenn die Zuteilung des Bestandes fahrzeugbezogen für das Fischereijahr 
vorgenommen wurde (d. h. keine Regelungen über Bekanntmachungen, keine 
Freigaben der Fischerei). Zudem wurden nur Fahrzeuge mit Fängen berück-
sichtigt. Ansonsten wird die Jahresendquote nach Bestand angegeben. Quoten-
zuteilungen im Bereich Ostsee an den nicht organisierten Haupterwerb wurden 
grundsätzlich dem Segment unter 8 m (u8 m) zugeordnet.
Aufgrund der unterschiedlichen Segmente im Bereich der zugeteilten Quoten 
und für die Fangstatistik können sich gegebenenfalls Abweichungen im Ver-
gleich ergeben.

 6. Ist es nach Einschätzung der Bundesregierung auf Fangschiffen unterhalb 
von 12 m Länge technisch möglich, Methoden der elektronischen Fern-
überwachung (remote electronic monitoring (REM)) zur Überwachung 
der Einhaltung der geltenden Anlandeverpflichtung einzusetzen, und wel-
che Erwägungen hat die Bundesregierung zu den einzelnen Methoden 
(um Ausführung der möglichen Methoden und erfolgten Erwägungen der 
Bundesregierung wird gebeten).

Gemäß den „Technical Guidelines” der Europäischen Fischereiaufsichtsagentur 
(EFCA) (www.efca.europa.eu/en/content/technical-guidelines-and-specificati
ons-implementation-remote-electronic-monitoring-rem-eu), an deren Erarbei-
tung die zuständigen deutschen Behörden beteiligt waren, ist es möglich, klei-
nere Schiffe unter 12 m innerhalb eines halben Tages für etwa 500 Euro bis 
1.000 Euro mit einem Kamerasystem auszurüsten, da hier die Installation und 
insbesondere die Verkabelung vergleichsweise einfach ist.
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Die laufenden Kosten hängen stark von der Aktivität des Schiffes und den Be-
dingungen, wo die Fischerei stattfindet, ab. So wird in den Technical Guide-
lines der EFCA von etwa 400 Euro bis 1.000 Euro jährlich ausgegangen.
Hinsichtlich der etwaigen Ausrüstung von Fischereifahrzeugen mit Geräten zur 
elektronischen Fernüberwachung bedarf es einer Rechtsgrundlage, die gerade 
im Rahmen der Überarbeitung der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 (EU-
Fischereikontrollverordnung) geprüft wird. Unabhängig davon sind bei der 
Nutzung von REM Vorgaben aus der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
zu beachten, ebenso wie Artikel 7 und 8 der Grundrechtecharta und Vorgaben 
des Grundgesetzes (siehe hierzu die Antworten zu den Fragen 10, 13 bis 15). 
Für einen kosteneffektiven Einsatz von REM wären auch Risikoanalysen ange-
zeigt, auch angesichts des mit dem Einsatz von REM verbundenen 
Auswertungs- und Personalaufwandes.
Darüber hinaus sind auch die Möglichkeiten einer Kopplung von Kamera- mit 
Sensortechnik für eine gezielte Überwachung der Fangtätigkeiten zu prüfen.
Insgesamt zielführender als REM bewertet die Bundesregierung in der Fahr-
zeuggruppe unter 12 m den Einsatz von mobilen elektronischen Meldeverfah-
ren. Hier bestehen bereits positive Erfahrungen mit einer App („Mobile Fishe-
ries = Mofi”), die von deutschen Wissenschaftlern in Auftrag gegeben wurde 
und die bereits zur Überwachung von Schonzeiten in der Ostsee erfolgreich 
eingesetzt wurde. Dies würde es erlauben, sich die Positionserkennung, die je-
dem Smartphone innewohnt, dahingehend zunutze zu machen, dass bei Eintra-
gungen von Fischereitätigkeiten durch den Fischer die dazugehörigen Positio-
nen automatisch hinterlegt werden.

 7. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit genutzte und groß-
flächig eingesetzte Kontrollmechanismen und -methoden zur Über-
wachung der Umsetzung der geltenden Anlandeverpflichtung auf See auf 
Fangschiffen unterhalb von 12 m Länge über alles, die gerichtsfeste Be-
weise für mögliche Verstöße gegen dasselbe liefern?

 8. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit genutzte und groß-
flächig eingesetzte Kontrollmechanismen und -methoden zur Über-
wachung der Umsetzung der geltenden Anlandeverpflichtung auf See auf 
Fangschiffen oberhalb von 12 m Länge über alles, die gerichtsfeste Be-
weise für mögliche Verstöße gegen dasselbe liefern?

Die Fragen 7 und 8 werden zusammen beantwortet.
Es befindet sich ein automatisiertes System zu Quervergleichen im Aufbau, das 
zum Ziel hat, Daten von Seekontrollen mit den Fangdaten aus Fischereilog-
büchern und Anlandeerklärungen sowie den Anlandekontrollen abzugleichen, 
um Verstöße gegen die Anlandepflicht aufzudecken. Darüber hinaus finden re-
gelmäßige Überprüfungen der Fangunterlagen (Logbücher, Monatsmeldungen) 
statt, um unerlaubte Rückwürfe festzustellen.

 9. Hält es die Bundesregierung für geboten, alle Fangschiffe gleichermaßen 
so zu überwachen und zu kontrollieren, dass im Falle eines Verstoßes ge-
gen die geltende Anlandeverpflichtung gerichtsfeste Beweise des mög-
lichen Verstoßes vorliegen (wenn nein, bitte um die erfolgte Interessens-
abwägung ausführen)?

Die Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 (EU-Fischereikontrollverordnung) sieht 
für alle Schiffe allgemeine Methoden zur Überwachung der Fischereiaktivitäten 
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vor, die grundsätzlich für alle Fischereifahrzeuge in dem in dieser Verordnung 
festgelegten Umfang gelten.
Bei dem Einsatz neuer Kontrollmittel, insbesondere zur Überwachung der An-
landepflicht, favorisiert die Bundesregierung, wie auch die EU-Mitgliedstaaten 
im Allgemeinen und die EFCA, einen Ansatz, der auf dem sog. Risikomanage-
ment basiert, um vorhandene Kontrollressourcen möglichst effektiv einzuset-
zen. Dies bedeutet, dass zunächst Hochrisikofischereien ermittelt werden, in 
welchen das Risiko – gemessen in Auswirkung und Wahrscheinlichkeit – be-
sonders hoch ist, dass unerlaubte Rückwürfe getätigt werden. Bei einem etwai-
gen Einsatz von REM sind zudem bestimmte Grundrechte zu beachten (s. hier-
zu Antworten zu den Fragen 13 bis 15).

10. Welchen Vorteil sähe die Bundesregierung in einer Ungleichbehandlung 
der Fangflotte aufgrund Nichteinsetzens von REM auf Fangschiffen unter 
12 m bzw. 15 m Länge über alles?

Der Einsatz von REM bedeutet einen zusätzlichen logistischen und finanziellen 
Aufwand, sowohl bei der betroffenen Fischerei als auch bei den Über-
wachungsbehörden. Die kleine Fischerei nicht mit REM auszurüsten hätte den 
Vorteil, dass die finanziellen und personellen Ressourcen besser auf größere 
Schiffe und damit auf insgesamt größere Fänge mit entsprechend größeren 
Auswirkungen auf die Bestände konzentriert werden könnten. Mit den dort ge-
machten Erfahrungen könnten dann auch zukünftige weitere Ausrüstungen 
kleinerer Fahrzeuge besser bewertet und gegebenenfalls entschieden werden.
Darüber hinaus stellt sich in der kleinen Fischerei eher als bei großen Schiffen 
das Problem einer möglichen Beeinträchtigung des Grundrechts der informatio-
nellen Selbstbestimmung als bei größeren Fahrzeugen, da bei kleineren Schif-
fen mit wenigen Besatzungsmitgliedern trotz technisch gegebener Schwär-
zungs- bzw. Verpixelungsmöglichkeiten bei Kameraaufnahmen doch eine Iden-
tifizierung von einzelnen Personen möglich sein könnte.

11. Welches gleich geeignete, jedoch mildere Mittel zur wirksamen Kontrolle 
der Umsetzung der Anlandeverpflichtung, also gerichtsfeste Beweise und 
Erkenntnisse über visuell schätzbare Mengen unerwünschter Beifänge 
liefernde Mittel zur Kontrolle der Anlandeverpflichtung, i. e. zum Schutz 
der Nachhaltigkeit auf Basis von Artikel 20 a des Grundgesetzes (GG) 
sieht die Bundesregierung?

Es gibt nur wenige Alternativen zur Erhebung visuell schätzbarer Mengen un-
erwünschter Beifänge. Als solche kämen gegebenenfalls Beobachter in Be-
tracht, die Fangeinsätze beobachten und dokumentieren; hierbei könnten sie 
auch Kameras (Foto und/oder Film) einsetzen. Der Einsatz von Beobachtern 
würde jedoch bei einem großflächigen Einsatz einen enormen logistischen Auf-
wand für die Fischerei und die Behörden darstellen, der jedenfalls für die kleine 
handwerkliche Fischerei wirtschaftlich häufig nicht zu stemmen wäre. Darüber 
hinaus wäre auf kleineren Fahrzeugen die Mitnahme von Beobachtern aus 
schiffssicherheitstechnischen Gründen nicht immer möglich.
Eine weitere technische Möglichkeit stellt potenziell der Einsatz von Drohnen 
dar, wobei es sich dabei letztlich um fliegende Kameras handelt. Der Einsatz 
von Drohnen zu Zwecken der Fischereiüberwachung ist aber noch nicht aus-
reichend ausgetestet. Zudem besteht für ihren Einsatz im EU-Recht noch keine 
entsprechende rechtliche Grundlage.
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12. Bedarf es nach Kenntnis der Bundesregierung bei den bislang praktizier-
ten Fällen der REM-Überwachung einer vollständigen Erfassung des 
Oberdecks bzw. und/oder auch weiterer Teile der eingesetzten Schiffe zur 
effektiven Durchführung der Kontrolle von Anlandeverpflichtungen, und 
wenn nein, in welchem Umfang wird diese Überwachungsmethode dann 
eingesetzt, bzw. welche optisch-elektronisch unüberwachten Bereiche 
bzw. Räume verbleiben den Fischern an Bord?

Nach den Erfahrungen, die in anderen Projekten gewonnen wurden und nach 
den Erkenntnissen der von der EFCA eingerichteten Arbeitsgruppe zur Erstel-
lung der technischen Richtlinien, in der auch die zuständigen deutschen Be-
hörden mitarbeiten, sind alle Bereiche, welche der Fisch in allen Verarbeitungs-
stufen durchläuft, mit Kameras zu erfassen. Das schließt Verarbeitungsstraßen 
unter Deck und alle Luken, die für Rückwürfe verwendet werden könnten, so-
wie Pumpeinrichtungen ein. Auch eine Kamera mit Vogelperspektive auf dem 
gesamten Oberdeck ist je nach Fahrzeugtyp sinnvoll. Im Einzelfall wird die 
Ausrüstung des Schiffes mit REM durch Techniker vorzunehmen und zu doku-
mentieren sein. Auch wird eine Abnahme durch autorisierte und ggf. zertifizier-
te Stellen zu erfolgen haben.
Unüberwachte Bereiche stellen die Räume dar, in denen der Fisch nicht ver-
arbeitet wird, wie z. B. die Mannschaftsräume oder die Brücke.

13. Sind die technischen Möglichkeiten, durch Kameraausrichtung, die ge-
zielte Auswahl der Bildausschnitte und auf Basis der neuesten techni-
schen Möglichkeiten im Rahmen von REM-Systemen Bildausschnitte 
von Kameraüberwachung von vornherein und irreversibel zu schwärzen 
bzw. zu verpixeln für die Bundesregierung hinreichend, um die Vorgaben 
der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), Artikel 7 und 8 der Grund-
rechtecharta und das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung 
der Beschäftigten zu wahren (wenn nein, bitte die konkreten Gründe und 
die erfolgte Interessensabwägung ausführen)?

Die Überwachung einer permanenten Tätigkeit mit Kameras stellt grundsätz-
lich einen Eingriff in das Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung 
und das Recht am eigenen Bild dar, sofern diese Überwachung Rückschlüsse 
auf einzelne Personen zulässt. Bei einer technischen Möglichkeit, bestimmte 
Bildausschnitte von der Kamera von vornherein und irreversibel zu schwärzen 
bzw. zu verpixeln könnte in bestimmten Fällen, insbesondere bei einer größeren 
Schiffsbesatzung, ein Rückschluss auf die von der Kamera erfasste Person aus-
geschlossen und daher den Eingriff in das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung abgemildert werden. Abhängig von der Anzahl der Besat-
zungsmitglieder eines mit Kamera überwachten Fischereifahrzeugs ist aber 
nicht ausgeschlossen, dass trotz Schwärzung bzw. Verpixelung bestimmter 
Bildausschnitte Rückschlüsse auf die durch die Kameraaufnahmen erfassten 
Personen möglich sind. Dementsprechend ist die technische Möglichkeit einer 
Schwärzung bzw. Verpixelung nicht per se hinreichend, um den Vorgaben der 
Datenschutzgrundverordnung, den Artikeln 7 und 8 der Grundrechtscharta und 
dem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung zu genügen. Dies ist für 
den Einzelfall der Anwendung jeweils zu prüfen.
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14. Hält die Bundesregierung den Eingriff in die Eigentumsfreiheit nach Arti-
kel 14 Absatz 1 GG vor dem Hintergrund einer möglichen 90-prozentigen 
Förderung durch den Europäischen Meeres- und Fischereifonds im Lichte 
des mit der Maßnahme verfolgten Zwecks zum Wohle der Allgemeinheit 
auf Basis von Artikel 20 a GG für verhältnismäßig (bitte die erfolgte Inte-
ressensabwägung ausführen)?

15. Hält die Bundesregierung im Rahmen der vorliegend vernünftigen Erwä-
gungen des Gemeinwohls auf Basis von Artikel 20 a GG die Einführung 
von REM für angemessen und somit verhältnismäßig bezüglich der Be-
rufsausübungsfreiheit [Artikel 12 Absatz 1 GG] (wenn nein, bitte die er-
folgte Interessensabwägung ausführen)?

Die Fragen 14 und 15 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs zusammen 
beantwortet.
Bei der Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit von Eigentum gehen andere 
Freiheitsrechte (wie Artikel 12 GG) regelmäßig Artikel 14 GG vor. Das Gebot 
der Verhältnismäßigkeit erfordert, dass „bei einer Gesamtabwägung zwischen 
der Schwere des Eingriffs, dem Gewicht und der Dringlichkeit der ihn recht-
fertigenden Gründe die Grenze der Zumutbarkeit noch gewahrt“ wird 
(BVerfGE 141, 82 Rn. 53).
Bei der Prüfung der Angemessenheit von REM ist zu berücksichtigen, dass der 
Fischer ein Gut der Allgemeinheit nutzt und die Allgemeinheit ein Interesse an 
einer hinreichenden Überwachung der Nutzung dieses Allgemeingutes in Über-
einstimmung mit den geltenden Vorschriften hat. Dabei ist insbesondere auch 
zu berücksichtigen, dass mit der in Artikel 15 der Verordnung (EU) 
Nr. 1380/2013 eingeführten Anlandepflicht eine Bestimmung zum Schutz der 
Fischbestände eingeführt wurde, bei der die hergebrachten Überwachungs-
methoden an ihre Grenzen stoßen. Insbesondere erlauben es die hergebrachten 
Überwachungsmethoden nicht, gerichtsfeste Beweise für das Fehlverhalten 
Einzelner zu liefern.
REM hätte das technische Potenzial, solche gerichtsverwertbaren Beweise zu 
erbringen und damit zu einer effektiveren Umsetzung der Anlandepflicht beizu-
tragen und stellt sich daher als geeignetes Mittel dar, während ein milderes, 
gleich wirksames Mittel nicht ersichtlich ist. Dabei ist jedoch auch abzuwägen, 
dass durch die mit der Einführung von REM verbundene finanzielle Belastung 
die Wirtschaftlichkeit der betroffenen Betriebe beeinträchtigt werden kann, ins-
besondere dann, wenn bestimmte Fischereibetriebe angesichts stark gesunkener 
Fangmengen solche zusätzlichen Kosten nicht mehr verkraften könnten, wie 
dies derzeit bei einigen Fischereibetrieben in der Ostsee wegen starker Senkun-
gen der Dorsch- und Heringsquoten der Fall sein dürfte. Zwar wäre die Einfüh-
rung von REM derzeit mit Mitteln des Europäischen Meeres- und Fischerei-
fonds zu 90 Prozent grundsätzlich förderfähig, jedoch hätten die Fischerei-
betriebe für die Restaufwendungen und die laufenden Kosten aufzukommen.
Im Rahmen der Angemessenheit wird es daher darauf ankommen, ob aufgrund 
einer Risikoanalyse der Verdacht besteht, dass in bestimmten Flottenbereichen 
erheblich gegen die Anlandepflicht verstoßen wird und sich die betreffenden 
Fahrzeuge sicherheitstechnisch für eine Ausrüstung mit REM eignen.
Die verpflichtende Ausrüstung mit REM-Überwachungsmethoden setzt aber 
die Schaffung der entsprechenden Rechtsgrundlagen voraus. Darüber sind aber 
bei einer möglichen Einführung von REM auch die Vorgaben aus der Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO) zu beachten, ebenso wie Artikel 7 und 8 der 
Grundrechtecharta, das Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung und 
das Recht am eigenen Bild (s. hierzu Frage 13).
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16. Von welchen Kosten geht die Bundesregierung im Falle einer Ausstattung 
der gesamten deutschen Fischfangflächen mit REM-Systemen aus (exklu-
sive der durch den EMFF übernommenen Kosten), und wie hoch wären 
die Kosten in der Relation zum Jahresumsatz in der Fischereiwirtschaft?

Die Kosten einer REM-Ausstattung können nur auf Fahrzeuge bezogen und 
nicht auf Fischfangflächen bezogen berechnet werden. Bei einer vollständigen 
Einführung von REM Systemen wären allerdings die gesamten von deutschen 
Fahrzeugen genutzten Fischfangflächen abgedeckt.
Hinsichtlich des Jahresumsatzes wurde nur der Fischfangsektor (d. h. ohne Ver-
arbeitung und Handel) nach dem deutschen Fischereiflottenregister aufgrund 
der Verkaufserlöse von 2018 zugrunde gelegt.
Für die Berechnung der Kosten für REM-Systeme in Tabelle 1 wurde die Ver-
öffentlichung der EFCA von 2019 zu den Technical guidelines and specifica-
tions for the implementation of Remote Electronic Monitoring (REM) in EU 
fisheries (Internetlink s. unter Antwort zu Frage 6) zugrunde gelegt. Die 
EMFF-Förderquote für die Installation der REM-Systeme beträgt 90 Prozent.
Tabelle 1: Kosten für REM Systeme für verschiedene Fahrzeugklassen

Fanggerät, Fahrzeuglänge Geschätzte
Systemkosten Installationskosten Jährliche

laufende Kosten
Passives Fanggerät, bis 12 m € 6,000 € 1,000 € 500
Passives Fanggerät, über 12 m € 6,500 € 2,000 € 1,000
Grundschleppnetz, bis 18 m € 6,500 € 2,000 € 1,000
Grundschleppnetz, ab 18 m € 6,800 € 2,000 € 1,500
Schwarmfisch-Schleppnetz bis 24 m € 6,800 € 2,000 € 1,500
Schwarmfisch-Schleppnetz über 24 m € 8,000 € 3,000 € 1,500

Die nachfolgende Tabelle 2 bietet eine Übersicht über die Investitionskosten 
vor (brutto) und nach (netto) Abzug der EMFF-Förderquote nach Schiffsgrö-
ßenklasse. Weiterhin sind die prozentualen Anteile der Nettoinvestitionen nach 
Abzug der EMFF Förderquote an den Jahresumsätzen der der jeweiligen Flot-
tensegmente angegeben. Es fallen erhebliche jährliche laufende Kosten für den 
Betrieb der REM-Systeme an.
Tabelle 2: Investitions- und laufende Kosten für REM System im Vergleich 
zum Jahresumsatz verschiedener Flottensegmente der deutschen Fischerei.

Flottensegment nach 
Schiffslänge

Jahres-
umsätze
(1.000 €)

Investition
brutto

1.000 €)

Investition 
netto (nach 

Abzug EMFF
Förderung)

Netto-
Investition/ 

Verkaufserlös 
(%)

Lfd Kosten
p. a. (1.000 €)

Nicht aktive Fahrzeuge
(alle Längen)

keine Erlöse
2.873 287 – 220

0–12 m 7.690 5.183 518 6,7 % 377
12–40 m 104.430 2.168 217 0,2 % 341
über 40 m 135.060 148 15 0,01 % 24
Gesamt 247.180 10.372 1.037 0,42 % 962
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